
Verhältnis zur Vergewaltigung und Nötigung zu sexuel­
len Handlungen
Wird durch die Gewaltanwendung bei der Vergewal­
tigung oder bei Nötigung zu sexuellen Handlungen eine 
gesundheitliche Schädigung oder körperliche Mißhand­
lung der Geschädigten verursacht, so liegt Tateinheit 
zwischen §§ 121 bzw. 122 und § 115 StGB vor (KrG 
Halle [Stadtbezirk West], Urteil vom 22. Juli 1969 — 
West 1 S 166/69 — NJ 1970 S. 121). Diese Auffassung 
des Kreisgerichts Halle (Stadtbezirk West) deckt sich 
mit der des Obersten Gerichts, wonach in den Fällen, in 
denen die Gewaltanwendung, die zu den Merkmalen 
eines bestimmten Tatbestands gehört (z. B. §§ 121, 
122, 126, 127 StGB), in einer gesundheitlichen Schä­
digung oder körperlichen Verletzung besteht, auch 
§ 115 Abs. 1 StGB heranzuziehen ist.
§ 63 Abs. 1 StGB bestimmt, daß bei mehrfacher Geset­
zesverletzung alle Strafrechtsnormen anzuwenden sind, 
die den Charakter und die Schwere des gesamten straf­
baren Handelns kennzeichnen. Schlägt beispielsweise 
der Täter eines Notzuchtverbrechens auf sein Opfer 
ein, um es für sein Vorhaben gefügig zu machen, so 
ist er tateinheitlich zum Sexualdelikt auch wegen vor­
sätzlicher Körperverletzung zu verurteilen. Erfolgt hin­
gegen die körperliche Mißhandlung nach dem Mißlin­
gen des Vorhabens (beispielsweise um sich an der Ge­
schädigten für den geleisteten Widerstand zu rächen), 
so liegt eine selbständige Handlung vor.
Ein schwerer Fall der Vergewaltigung liegt dann vor, 
wenn der Täter durch die Vergewaltigung oder deren 
Versuch vorsätzlich eine schwere Körperverletzung 
verursacht hat.
Zwar umfaßt der bloße Wortlaut des § 121 Abs. 2 Ziff. 
2 StGB nur die fahrlässig herbeigeführte schwere 
Körperverletzung. Aus dem rechtspolitischen Sinn und 
den praktischen Konsequenzen bei der Bestrafung er­
gibt sich aber, daß ein schwerer Fall der Vergewalti­
gung erst recht dann vorliegt, wenn die schwere Kör­
perverletzung vorsätzlich verursacht wurde. Es besteht 
daher keine Tateinheit mit schwerer Körperverletzung 
nach § 116 Abs. 2 StGB (OG, Urteil vom 16. April 
1969 — 5 Ust 12/69 — NJ 1969 S. 712) ./6/

Zur Tateinheit bei Kärger Verletzung und Raub

Wird durch die Gewaltanwendung bei einem Raub eine 
gesundheitliche Schädigung verursacht, so liegt Tat­
einheit zwischen §126 und §115 StGB vor. Ein Raub 
nach § 126 Abs. 1 StGB kann zwar unter Gewaltan­
wendung, jedoch auch ohne die in § 115 Abs. 1 StGB 
geforderte gesundheitliche Schädigung oder körperliche 
Mißhandlung eines Menschen begangen werden, so z. B., 
wenn der Täter dem Geschädigten die Hände festhält, 
ihn fesselt oder auf andere Weise wehrlos macht, ohne 
eine gesundheitliche Schädigung bei dem Opfer, zu ver­
ursachen.
Diese Tateinheit wird auch nicht dadurch aufgehoben, 
daß infolge der Verwendung von Gegenständen, die als 
Waffe benutzt wurden, ein schwerer Fall des Raubes 
nach § 128 Abs. 1 Ziff. 1 StGB vorliegt, denn die 
Schwere dieser Straftat wird noch nicht durch die Kör­
perverletzung mitbestimmt und charakterisiert.
Hat der Täter mit einem gefährlichen Werkzeug, z. B. 
mit einem Messer, auf den Geschädigten eingewirkt, 
um den Raub zu ermöglichen, so ist deshalb neben

/6/ Zur vorsätzlichen Herbeiführung von Folgen, für deren 
fahrlässige Verursachung in den Straftatbeständen eine höhere 
Strafe angedroht ist, vgl. auch Maaßen, „Erfolgsqualifizierte 
Delikte und mehrfache Gesetzesverletzung“, NJ 1968 S. 559 f.; 
Seidel, „Zur Schuld bei erfolgsqualifizierten Delikten“, NJ 1968 
S. 48 ff.; Neumann/Schröder, „Zur Teilnahme an Vergehen 
nach § 200 StGB“, NJ 1970 S. 672 ff. (673).

dem Tatbestand des Raubes auch der der vorsätzlichen 
Körperverletzung erfüllt. Das rücksichtslose Einschla­
gen, beispielsweise auf den Kopf des Geschädigten, 
und die dadurch verursachten Verletzungen charak­
terisieren mit die Schwere der gesamten Straftat und 
machen daher auch eine Verurteilung nach beiden 
Strafrechtsnormen erforderlich (OG, Urteil vom 31. Ja­
nuar 1969 — 5 Ust 77/68 — NJ 1969 S. 217).

Körperverletzung und Verletzung der Erziehungs­
pflichten

Die Verletzung von Erziehungspflichten setzt die 
Rechtspflicht voraus, für die körperliche, geistige oder 
sittliche Entwicklung eines Kindes oder Jugendlichen 
zu sorgen (§ 142 Abs. 1 StGB). Der nichterziehungsbe- 
rechtigte, pflichtwidrig handelnde Ehegatte eines El­
ternteils kann nur dann wegen Verletzung von Erzie­
hungspflichten strafrechtlich zur Verantwortung gezo­
gen werden, wenn die Kinder, die nicht von ihm ab­
stammen, im gemeinsamen Haushalt der Ehegatten 
leben.
Nach § 47 FGB hat jeder Ehegatte den anderen bei 
der Wahrnehmung des Erziehungsrechts zu unterstüt­
zen. Die sich daraus ergebenden Verpflichtungen sind 
im einzelnen von den jeweiligen Umständen abhängig. 
Über § 47 Abs. 2 FGB hinaus bestehen Verpflichtungen 
nur im Rahmen des Einvernehmens mit dem Erzie­
hungsberechtigten.
Mißhandelt daher ein nichterziehungsberechtigter Ehe­
gatte im Einvernehmen mit dem erziehungsberechtig- 
ten Ehegatten ein Kind oder einen Jugendlichen, so 
ist er nach § 142 StGB strafrechtlich verantwortlich. 
Handelt er gegen den Willen des Erziehungsberechtig­
ten, so ist er wegen Körperverletzung gemäß § 115 
Abs. 1 StGB strafrechtlich zur Verantwortung zu ziehen 
(BG Suhl, Urteil vom 25. Juli 1968 — 2 BSB 63/68 — 
unveröffentlicht).
Das Mißhandeln i. S. des § 142 Abs. 1 Ziff. 2 StGB 
ist ein Verhalten, das unter Berücksichtigung des Al­
ters und des Entwicklungsstandes des Minderjährigen 
durch ein rohes und brutales Vorgehen gekennzeichnet 
ist oder einen Minderjährigen sonst in seinem physi­
schen oder psychischen Wohlbefinden erheblich beein­
trächtigt. Es umfaßt sowohl tätliche Angriffe auf die 
körperliche Integrität als auch Angriffe auf die Psyche, 
z. B. durch Einsperren. Die Verabreichung leichter 
Schläge erreicht in der Regel nicht die Qualität einer 
Mißhandlung.
Körperliches Mißhandeln i. S. von § 142 Abs. 1 Ziff. 2 
StGB ist identisch mit Mißhandeln i. S. des § 115 Abs. 1 
StGB. Insoweit ist § 142 StGB gegenüber § 115 StGB 
lex specialis.
Mißhandeln setzt jedoch nicht ein fortwährendes Ver­
halten voraus und verlangt auch nicht den Eintritt 
nachweisbar schädlicher Folgen. Gehen die durch die 
Erziehungspflichtverletzungen verursachten körperli­
chen Beeinträchtigungen bei dem Kind oder dem Ju­
gendlichen über das Ausmaß einer Mißhandlung i. S. 
des § 142 Abs. 1 Ziff. 2 StGB hinaus, so liegt eine Ge­
sundheitsschädigung nach § 115 Abs. 1 StGB vor, und 
zwischen beiden Bestimmungen besteht Tateinheit (OG, 
Urteil vom 20. März 1970 — 5 Ust 3/70 — unveröffent­
licht).
Eine schwere Schädigung nach § 142 Abs. 2 StGB liegt 
vor, wenn Folgen i. S. des § 116 StGB schuldhaft her­
beigeführt werden. § 142 Abs. 2 StGB ist in solchen 
Fällen gegenüber § 116 StGB das speziellere Gesetz./7/

/7/ Vgl. Beschluß des Präsidiums des Obersten Gerichts zur 
Anwendung des § 142 StGB vom 21. Oktober 1970 — I Pr 1 — 
112 — 2/70 — (NJ-Beilage 6/70).
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